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Wir machen nicht mit

Die Aufkl�rung des Verbrauchers im Internet
hat sich zu einer besonderen Leidenschaft der
Normgeber entwickelt. Erfolgreich, wie sich
zeigt: Sie schafft vielerorts Leiden. Die ODR-
Plattform, die – trotz verpflichtender Einf�h-
rung zum 9. 1. 2016 – zun�chst nicht fertigge-
stellt war und dann mangels gesetzlicher
Grundlage in Deutschland erst zum 1. 4. 2016
eingesetzt werden konnte, ist eine der Infor-
mationspflichten geworden, die zuletzt von
den selbsternannten Wettbewerbsh�tern zur
massenhaften Abmahnung genutzt wurden.
Der Teufel steckt freilich im Detail, wie das
OLG Dresden vçllig richtig festgestellt hat.

Art. 14 Abs. 1 der ODR-Verordnung
524/2013 verlangt n�mlich lediglich,
dass der Betreiber der „Website‘‘
den Link vorhalten muss, denn dort
heißt es wçrtlich: „[. . .] Unternehmer
[. . .] und Online-Marktpl�tze stellen
auf ihren Websites einen Link zur
OS-Plattform ein‘‘. Die Verpflich-
tung richtet sich mithin an den Be-
treiber einer „Website‘‘, mitnichten
aber auch an den Betreiber einer

„Webseite‘‘, so dass insbesondere die Anbie-
ter von Waren auf den Plattformen Amazon
und eBay nach dem Wortlaut der Norm nicht
verpflichtet sind, den Link vorzuhalten. Denn
der Wortlaut der Norm ist eindeutig, ebenso
wie Erw�gungsgrund 30 der ODR-Verord-
nung. Eine Website ist die gesamte Webpr�-
senz, sie setzt sich aus vielen Webseiten zu-
sammen, im Falle von eBay und Amazon aus
den einzelnen Angeboten der H�ndler. Dies
best�tigt im �brigen auch f�r die englische
Fassung, denn auch dort wird zwischen „web-
site‘‘ und „web page‘‘ unterschieden. Die
Probleme sind damit allerdings noch nicht er-
ledigt. Die n�chste Frage ist, ob der Link als
Hyperlink klickbar sein muss oder ob die An-
gabe der Internetadresse gen�gt. Begreift man
richtiger Weise das Wort „Link‘‘ als Abk�r-
zung f�r „Hyperlink‘‘, so wird man einen
klickbaren Link fordern m�ssen, was auch
die englische Fassung „electronic link‘‘ best�-
tigt. Das ist auch durchaus sinnvoll, ein Ver-
braucher soll mçglichst ohne grçßeren Auf-
wand zur ODR-Plattform gelangen, damit er
nicht noch mehr Zeit vertut, geholfen wird
ihm dort n�mlich ohnehin nicht.

Zum 1. 2. 2017 gesellen sich zu den Informati-
onspflichten nach der ODR-Verordnung wei-
tere Pflichtinformationen f�r Unternehmer,
dieses Mal aus dem Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetz (VSBG). Sie teilen sich in allge-
meine Informationspflichten nach § 36 VSBG,
die jeden Unternehmer treffen, der am

31. 12. des Vorjahres mehr als zehn Personen
besch�ftigt und oder kraft Gesetzes zur Teil-
nahme an einem Streitbeilegungsverfahren
vor einer Verbraucherschlichtungsstelle ver-
pflichtet ist und der eine Webseite (Achtung:
nicht Website!) unterh�lt oder AGB verwen-
det. Dieser Unternehmer muss jetzt vorvertrag-
lich ausdr�cklich darauf hinweisen, dass er be-
reit oder verpflichtet ist, an Streitbeilegungs-
verfahren vor einer Verbraucherschlichtungs-
stelle teilzunehmen, oder eben nicht. Unter-
nehmern ist dies kaum noch zu vermitteln, zu-
mal ihnen regelm�ßig unklar ist, worin der Un-
terschied zwischen ODR und ADR besteht und

wie diese beiden Systeme ineinander greifen
sollen. Unverst�ndlich ist auch, dass das Ge-
setz anordnet, dass diese Information in die
AGB aufzunehmen ist, wenn solche verwendet
werden. AGB sind vorformulierte Vertragsbe-
dingungen. Beim Hinweis �ber die Teilnahme
an einem Streitbeilegungsverfahren handelt es
sich um Pflichtinformationen, die ein Unter-
nehmer angeben muss. Es mag praktisch sein,
diese in ein vorhandenes AGB-Werk zu inte-
grieren. Aber dogmatisch gehçren sie dort
nicht hin.

Unabh�ngig von der Grçße seines Unterneh-
mens muss ein Unternehmer einen Verbrau-
cher auf die f�r ihn zust�ndige Verbraucher-
schlichtungsstelle hinweisen, wenn die Strei-
tigkeit �ber einen Verbrauchervertrag durch
den Unternehmer und den Verbraucher nicht
beigelegt werden konnte. Gleichzeitig soll der
Unternehmer angeben, ob er zur Teilnahme an
einem Streitbeilegungsverfahren bereit oder
verpflichtet ist. Dies verlangt § 37 VSBG.

Soweit ersichtlich, ist praktisch kein Online-
h�ndler freiwillig zur Teilnahme an einem
Streitbeilegungsverfahren bereit. Der Wille,
kraft Gesetzes eine Streitbeilegung außerhalb
der Gerichte zu etablieren, die unausgewogen
allein die Unternehmer finanziell belastet, ist
erst einmal gescheitert. Wut und Unverst�nd-
nis �ber zahllose Abmahnungen wegen der
fehlenden Information �ber ein Verfahren, an
dem der Unternehmer gar nicht teilnimmt,
werden ihr �briges dazu beitragen, die Akzep-
tanz der Streitbeilegung bei den Unternehmern
zu verhindern. Die Herausforderungen der di-
gitalen Revolution f�r den Gesetzgeber sind
erheblich, dort brauchen wir innovative Geset-
ze, die den Fortschritt ermçglichen. Dazu ge-
hçrt insbesondere die erhebliche Reduzierung
der (z.T. sinnleeren) vorvertraglichen Informa-
tionspflichten, gerade auch um in der Entwick-
lung des Internet of Things nicht durch juristi-
schen Formalismus den Anschluss zu verhin-
dern.
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